
 

Kleine Anfrage 

Dr. Frank Grobe (AfD) und Heiko Scholz (AfD) vom 10.08.2020 

Haushaltspläne der ASten an hessischen Universitäten und Hochschulen 

und  

Antwort  

Ministerin für Wissenschaft und Kunst 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 

Der größte Teil der Etats, der den ASten zur Verfügung steht, besteht aus den Semester-Beiträgen, die von 
Studenten an den jeweiligen Universitäten und Hochschulen entrichtet werden müssen. Hiervon finanzieren die 
ASten beispielsweise Semester-Tickets oder Mitarbeiter in den Mensen, von denen die Allgemeinheit der Stu-
denten profitiert. Die Finanzierung der ASten wird in Hessen im Hessischen Hochschulgesetz (HHG) geregelt 
(§§76 ff). 
Dies ist Teil des hochschulpolitischen Mandats, welches den ASten zusteht. Sie verfügen dagegen aber über 
kein allgemeinpolitisches Mandat. Somit sind ihnen keine Handlungen und Aktivitäten in allgemeinpolitischen 
Bereichen erlaubt. 
Wie einem Artikel des „Kölner Express“ zu entnehmen ist, sieht der Haushaltsplan des Allgemeinen Studie-
renden-Ausschusses (AStA) der Universität Köln bis zu 8.500 € Förderung für den Antifa-Arbeitskreis für das 
Jahr 2020/21 vor. Im Jahr zuvor kamen 8.339,49 Euro für den Antifa-Arbeitskreis zur Auszahlung.: 

 https://www.express.de/koeln/hammer-an-der-uni-koeln-studenten-finanzieren-die-antifa---und--fast--kei-
ner-weiss-davon-37136122?originalReferrer=&originalReferrer= 

Im hessischen Verfassungsschutzbericht 2018 werden zahlreiche antifaschistische Gruppierungen und Organi-
sationen im Bereich Linksextremismus als Beobachtungsobjekt aufgeführt, z.B. Antifa R4, Antifa United 
Frankfurt, Bündnis antifaschistischer Strukturen Hessen usw. Zudem geht aus einem Bericht von Europol her-
vor, dass Linksextremismus die zweitgrößte Gefahr für Europa darstellt und sogar Verbindungen vom links-
extremen Milieu zum islamisch-extremistischen bestehen. 

 https://www.verfassungsschutz.de/de/oeffentlichkeitsarbeit/publikationen/verfassungsschutzberichte/publi-
kationen-landesbehoerden-verfassungsschutzbericht/vsbericht-he-2018 
 
 

Vorbemerkung Ministerin für Wissenschaft und Kunst: 
In § 1 Abs. 2 des Hessischen Hochschulgesetzes (HHG) ist verankert, dass die Mitglieder und 
Angehörigen der Hochschule die durch Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG verbürgten Grundrechte wahr-
nehmen können.  
 
Der Hessische Landtag hat mit den Regelungen im HHG einen eigenständigen finanziellen Spiel-
raum der studentischen Körperschaften an Hochschulen geschaffen. Die Festlegungen sind Teil 
der Regelung, dass die Studierendenschaft ihre Angelegenheiten selbst verwalten und an der 
Selbstverwaltung der Hochschule teilhaben kann. 
 
Mit den im HHG getroffenen Regelungen hat die Landesregierung die Grundlage geschaffen, dass 
die Hochschulen ein Ort argumentativer Auseinandersetzung sind. Im Sinne der Wissenschafts- 
und Meinungsfreiheit sind sie ein Ort, an dem kontroverse Themen und polarisierende Positionen 
offen geäußert werden können und auch Kritik, Widerspruch und Gegenrede nicht nur zugelassen, 
sondern erwünschter Bestandteil des akademischen Diskurses sind und somit das staatsbürgerliche 
Verantwortungsbewusstsein bei Studierenden fördern. Sofern es um kontroverse Themen geht, 
ist es nach § 77 Abs. 2 Nr. 5 HHG eine der Aufgaben der Studierendenschaft, die politische 
Bildung und das staatsbürgerliche Verantwortungsbewusstseins der Studierenden zu fördern. Zu-
gleich nehmen die Studierendenschaften nach § 77 Abs. 2 Nr. 2 HHG die hochschulpolitischen 
Belange ihrer Mitglieder wahr. 
 
Während die Studierendenschaft bei der Förderung der politischen Bildung zu einer neutralen 
Position verpflichtet ist und unterschiedliche Sichtweisen berücksichtigen muss, kann sie sich in 
hochschulpolitischen Belangen eindeutig positionieren. 
 
Das geschäftsführende Organ der Studierendenschaft, d.h. der AStA, vertritt die Studierenden-
schaft nach außen, führt die laufenden Geschäfte und führt die Beschlüsse des Studierendenparla-
ments aus. Er ist dem Studierendenparlament gegenüber rechenschaftspflichtig. Vorzusehen ist 
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ein Rechnungsprüfungsausschuss. Das Rechnungsergebnis bedarf der Entlastung durch das Stu-
dierendenparlament. Bei der Kontrolle kommt ganz im Sinne der Eigenverantwortung und Selbst-
verwaltung dem Studierendenparlament hohe Bedeutung zu.  
 
Der Haushaltsplan der Studierendenschaft und die Entlastung des AStA durch das Studierenden-
parlament bedürfen der Zustimmung der Leitung der Hochschule. Die Zustimmung zum Haus-
haltsplan und zur Entlastung darf nur versagt werden, wenn die Grundsätze einer ordnungsgemä-
ßen Haushaltsführung verletzt sind.  
 
Die Haushalts-, Wirtschafts- und Kassenführung der Studierendenschaft unterliegt der Prüfung 
durch den Hessischen Rechnungshof.  
 
Die Präsidentinnen und Präsidenten der Hochschulen haben gemäß § 80 HHG die Rechtsaufsicht 
über die Studierendenschaften. Nach dem Willen des Gesetzgebers sollte diese der Hochschullei-
tung unmittelbar vorbehalten sein, um der größeren Sachnähe vor Ort Rechnung zu tragen (Gesetz 
zur Neuregelung des Hochschulrechts und zur Änderung anderer Rechtsvorschriften, LT-Drs. 
14/3531, S. 73).  
 
Das Ministerium für Wissenschaft und Kunst hat nach § 10 HHG die Rechtsaufsicht über die 
Hochschulen. Die Ausübung dieser Rechtsaufsicht findet ihre Grenze in dem Selbstverwaltungs-
recht der Hochschulen. Aufgrund der abgestuften Rechtsaufsicht des HMWK dürfen rechtsauf-
sichtliche Maßnahmen nur ergriffen werden, wenn ein in der Vergangenheit liegender, hinrei-
chend konkreter, punktueller Anlass gegeben ist. Mittel, Ausmaß und der Umfang des aufsicht-
lichen Einschreitens sind einer rechtlichen Begrenzung unterworfen. Aufsichtsmaßnahmen bezie-
hen sich daher nur auf die selbstverwaltende Tätigkeit, die in der Vergangenheit erkennbar unge-
nügend bzw. rechtswidrig ausgeübt wurde. Auch ein konkreter Anlass eröffnet keine Grundlage 
für eine generelle Präventivkontrolle. Rechtsaufsicht darf sich weder zu einer „Einmischungsauf-
sicht“ entwickeln noch zu einer Fachaufsicht verdichten. 
 
Diese Vorbemerkungen vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit 
dem Hessischen Ministerium des Innern und für Sport wie folgt: 
 
 
Frage 1. Wie hoch sind die Etats der ASten an hessischen Universitäten und Hochschulen (Bitte auflisten 

nach Jahren von 2015 bis 2020, nach Universität/Hochschule und Herkunft der Gelder/Einnahme-
quelle.)? 

 
Auf die Zusammenstellung der Rückmeldungen der Hochschulen in der Anlage 1 wird verwiesen. 
 
 
Frage 2. Welche Gruppierungen, Organisationen, Vereine, Arbeitskreise usw. erhielten Fördergelder von 

den ASten (Bitte auflisten nach Jahren von 2015 bis 2020, sortiert nach Universität/Hochschule, 
Empfänger und Fördersumme.)? 

 
Frage 3. Bestanden oder bestehen direkte oder indirekte Förderungen (Finanzmittel, Nutzung von Räumen 

der Universitäten usw.) für Antifa-Gruppierungen, Antifa-Arbeitskreise oder sonstige Gruppierun-
gen, deren Namensgebung, Thematik oder Aktivitäten eine Nähe zu linksextremen, antifaschisti-
schen Tendenzen erkennen lassen (Bitte auflisten nach Jahren von 2015 bis 2020, sortiert nach 
Universität/ Hochschule, Empfänger/Gründungsdatum und, sofern möglich, Fördersumme.)? 

 

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 2 und 3 gemeinsam beantwortet. 

Zur Beantwortung der Fragen wird auf die in den Anlagen 2 und 3 zusammengefassten Rückmel-
dungen der Hochschulen verwiesen. 

Zur Anlage 3 wird ergänzt: 

Die Studierendenschaft der Technischen Hochschule Mittelhessen hat im Jahr 2017 mit 250 € die 
Antifa-Bildungsinitiative e.V. unterstützt. 

Die Studierendenschaft der Frankfurt University of Applied Sciences hat im Jahr 2018 eine Bus-
fahrt zu Ende Gelände mit 1.650 € finanziert. 

Beide Zahlungen sind auch der Aufstellung der Anlage 2 zu entnehmen. 
 
Die übrigen Hochschulen haben Fehlanzeige gemeldet. 
 
 
Frage 4. Wenn Frage 3 mit „ja“ beantwortet wird: Wie steht die Landesregierung dazu, dass sich ASten an 

hessischen Universitäten und Hochschulen über ihr hochschulpolitisches Mandat hinaus betätigen 
und direkt oder indirekt allgemeinpolitisch aktiv sind? 

 
Wie bereits im Vorwort ausgeführt bestimmt der § 77 HHG mit den Aufgaben der Studierenden-
schaften deren zentralen Tätigkeitsbereich, für den allein sie berechtigt sind, Beiträge zu erheben 
und Mittel zu verwenden. Obwohl zu ihrem Aufgabenbereich demnach auch die Förderung der 
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politischen Bildung und des staatsbürgerlichen Verantwortungsbewusstseins der Studierenden ge-
hört, wird ihnen kein allgemeinpolitisches Mandat eingeräumt. 
 
Die Einräumung eines allgemeinpolitischen Mandats, verstanden als nachhaltige und uneinge-
schränkte Kundgabe nicht hochschulbezogener, allgemeinpolitischer Meinungen und Forderun-
gen, verstößt gegen Art 2 Abs. 1 GG. Denn bei der Studierendenschaft handelt es sich um einen 
legitimen Zwangsverband, in dem alle Studierenden der Hochschule durch ihre Immatrikulation 
automatisch Mitglied werden. Eine Beitritts- oder Austrittsfreiheit besteht nicht. Aus diesem Sta-
tus als Zwangsverband ergibt sich, dass der Studierendenschaft keine Angelegenheiten übertragen 
werden dürfen, die nicht vom Verbandszweck gedeckt werden. Der Pflichtverband muss mit allen 
Aufgaben dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen, wenn ein Widerstreit der in der 
Verbandsbildung betätigten öffentlichen Gewalt mit dem allgemeinen Freiheitsrecht der Ver-
bandsmitglieder vermieden werden soll. Es würde den Anspruch des Einzelnen auf Freiheit vor 
unzulässiger Pflichtmitgliedschaft in einem Verband und damit Art. 2 Abs. 1 GG verletzen, wenn 
der verfassten Studierendenschaft Angelegenheiten übertragen würden, die über die Wahrneh-
mung gruppenspezifischer Interessen hinausgehen. Die Einschränkung der allgemeinen Hand-
lungsfreiheit nach Artikel 2 Abs. 1 GG durch einen Zwangszusammenschluss in der verfassten 
Studierendenschaft ist nur dadurch gerechtfertigt, dass er der Wahrnehmung von spezifischen 
Interessen der Gruppe dient. Dies sind bei Studierenden hochschul- und wissenschaftspolitische 
und damit zusammenhängende Belange (vgl. BVerwG Urteil vom 13.12.1979, Az. 7 C 58/78). 
 
 
Frage 5. Wenn Frage 3 mit „ja“ beantwortet wird: Wie steht die Landesregierung dazu, dass die ASten 

solche Gruppierungen unterstützen, wo mittlerweile immer mehr Antifa-Gruppierungen durch den 
Verfassungsschutz beobachtet werden (bundesweit mindestens 47, hessenweit mindestens sieben, 
Tendenz allgemein steigend)? 

 
Frage 6. Wenn Frage 3 mit „ja“ beantwortet wird: Wie steht die Landesregierung dazu, dass die Hochschul-

leitungen die Förderungen solcher Gruppierungen durch die ASten genehmigen? 
 
Frage 7. Wenn Frage 3 mit „ja“ beantwortet wird: Wie steht die Landesregierung dazu, dass die von allen 

Studenten der hessischen Universitäten/Hochschulen zu entrichtende Semesterbeiträge teilweise zur 
direkten oder indirekten Förderung von linksextremen, linksradikalen oder autonomen Gruppierun-
gen durch die hessischen ASten zweckentfremdet werden? 

 

Aufgrund des Sachzusammenhangs werden die Fragen 5 bis 7 gemeinsam beantwortet. 

Die Landesregierung befürwortet keine Unterstützung extremistischer Gruppierungen oder Akti-
vitäten durch ASten − egal, welcher extremistische Phänomenbereich davon profitieren würde. 
Jede finanzielle oder materielle Unterstützung verfassungsfeindlicher Strukturen liegt grundsätz-
lich nicht im Interesse staatlichen Handelns. 
 
 
Frage 8. Sind der Landesregierung Fälle bekannt, in denen Hochschulleitungen Haushaltspläne (auch ein-

zelne Punkte) oder Rechnungsergebnisse der Haushaltsjahre der ASten ihre Zustimmung verwei-
gerte (Bitte auflisten nach Jahren von 2015 bis 2020, sortiert nach Universität/Hochschule und der 
betroffenen Haushaltspläne und Rechnungsergebnissen.)? 

 
Nahezu alle Hochschulen teilten hierzu Fehlanzeige mit. Lediglich drei Hochschulen haben wie 
folgt geantwortet: 
 
Goethe-Universität Frankfurt 

Die Hochschulleitung hat der Entlastung des AStA-Vorstands anhand der vorgelegten Jahresab-
schlüsse seit dem Jahresabschluss 2017 aufgrund nicht prüffähiger Unterlagen nicht zugestimmt. 
Die Studierendenschaft lässt die Jahresabschlüsse 2018 und 2019 durch eine externe Wirtschafts-
prüfungskanzlei prüfen. Der Bericht soll der Hochschulleitung vorgelegt werden. 

Dem Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2019 wurde nur unter Anmerkungen und Rückfragen 
zugestimmt. Der Haushaltplan für das Haushaltsjahr 2020 wurde aufgrund nicht genehmigter 
Jahresabschlüsse durch die Hochschulleitung nicht genehmigt. Die Studierendenschaft befindet 
sich aktuell in einer vorläufigen Haushaltsführung. Diese kann erst nach positiver fachmännischer 
Prüfung beendet werden. 
 
Mit Schreiben vom 19.08.2018 wurde die Studierendenschaft außerdem aufgefordert, Auskunft 
zu fragwürdigen Projektförderungen zu erteilen. Nach der Auskunft erging ein rechtsaufsichtli-
cher Bescheid gegenüber der Studierendenschaft, in welchem zunächst fragwürdige Projektförde-
rungen beanstandet wurden, aber auch gegenüber dem AStA angeordnet wurde, die Unterstützung 
allgemeinpolitischer und nicht spezifisch und unmittelbar hochschulbezogener Tätigkeiten Dritter 
durch Geldzuwendungen und damit die Verwendung von Haushaltsmitteln außerhalb des Aufga-
benbereichs der Studierendenschaft zu unterlassen. 
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Justus-Liebig-Universität Gießen 

Für die Jahre 2016-2018 wurde dem AStA keine Entlastung erteilt. Die Gründe hierfür wurden 
aufgegriffen und Verbesserungsmaßnahmen eingeführt, so dass davon auszugehen ist, dass für 
die Folgejahre wieder einer Entlastung zugestimmt werden kann. 
 
Frankfurt University of Applied Sciences 

Die Rechtsaufsicht prüft Haushaltspläne des AStA nach rechnerischen und Haushaltsgrundsätzen, 
nicht nach Art der inhaltlichen Ausgaben. Im Sinne dieser Prüfkriterien gab es in dem angefragten 
Berichtszeitraum Nachfragen und Änderungsanforderungen, die aber nicht zu einer dauerhaften 
Verweigerung der Genehmigung von Haushaltsplänen und Entlastungen führten. 
 
 
Frage 9. Gab es in den Jahren 2015 bis 2020 Überprüfungen der Haushalte von hessischen ASten durch den 

Landesrechnungshof (Wenn ja, bitte auflisten nach Jahren, Universität/Hochschule, Haushaltsplan 
und Ergebnissen, sortiert nach Jahren. Wenn nein, bitten wir um Begründung.)? 

 

Folgende Prüfungsmitteilungen und -ergebnisse liegen dem Hessischen Ministerium für Wissen-
schaft und Kunst vor: 
 
Prüfung der Rechtsaufsicht über die Studierendenschaften in den Jahren 2015/2016  

In den Jahren 2015 und 2016 wurden 9 Hochschulen (Technische Hochschule Mittelhessen, Phi-
lipps-Universität Marburg, Justus-Liebig-Universität Gießen, Technische Universität Darmstadt, 
Universität Kassel, Johann Wolfgang Goethe-Universität Frankfurt, Frankfurt University of Ap-
plied Sciences, Hochschule Geisenheim, Hochschule für Gestaltung) hinsichtlich ihrer Wahrneh-
mung der Rechtsaufsicht über die Studierendenschaften geprüft. 
 
Das Ergebnis der Prüfungen des HRH (Abschließende Mitteilung des HRH über die Zusammen-
fassung der Prüfungen der Rechtsaufsicht über die Studierendenschaften vom 20.03.2018), dass 
die Hochschulen ihre Studierendenschaften mangelhaft kontrollieren, hat das HMWK zum Anlass 
genommen, die Thematik mit allen Hochschulen zu besprechen und das weitere Vorgehen abzu-
stimmen. Es wurde vereinbart, dass alle Hochschulen zunächst jährlich zum 1. Oktober (erstmalig 
zum 01.10.2018) über die veranlassten Maßnahmen berichten. Für diese Berichte wurde eine mit 
den Hochschulen einvernehmlich abgestimmte Berichtstabelle entwickelt. Auf der Grundlage der 
Rückmeldungen der Hochschulen wertet das HMWK die dargestellten Sachverhalte im Hinblick 
auf bestehenden Handlungsbedarf aus. 
 
Diese Prüfungsmitteilung wurde auch in die Bemerkungen 2017 des HRH aufgenommen. Zuletzt 
wurde hierzu dem Unterausschuss für Finanzcontrolling und Verwaltungssteuerung ein mit dem 
Rechnungshof abgestimmter Bericht des HMWK über die Ausübung der Rechtsaufsicht übermit-
telt, welcher am 26.08.2020 vom Ausschuss zur Kenntnis genommen wurde (Anlage 4). 
 
Die Auswertung der Jahresberichte der Hochschulen (zum 01.10.2018 und zum 01.10.2019) hat 
gezeigt, dass die Hochschulen die Verwaltungs- und Verfahrensabläufe im Verhältnis zu den AS-
ten zwar deutlich verbessert haben. Die gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren konnten aber nicht 
in jedem Fall und in jedem Jahr eingehalten werden. Es handelt sich insbesondere um die Einhal-
tung der Vorlagefristen für die Haushaltspläne und der vorgeschriebenen Entlastungsverfahren 
nach §§ 78, 79 HHG in Verbindung mit den jeweiligen Satzungen und Finanzordnungen der 
Studierendenschaften. Das HMWK hat die entsprechenden Hochschulen im Einzelfall auf kriti-
sche Punkte hingewiesen und um Abhilfe gebeten.  
 
Es wurde deutlich, dass eine kontinuierliche Aufsicht sowie Unterstützung und Beratung der Stu-
dierendenschaften – vor allem in finanzwirtschaftlichen Themen – eine Daueraufgabe der Hoch-
schulen bleibt, da die AStA-Mitglieder häufig wechseln. 
 
Die Hochschulen haben beispielsweise folgende Prozesse veranlasst bzw. verbessert: 
 
 Aktualisierung verschiedener Finanzordnungen und Satzungen der Studierendenschaften, 

 Einführung regelmäßiger Abstimmungstermine mit dem AStA und Aushändigung sog. 
„Checklisten“ (auch „Verfahrensempfehlung“, „Infoschreiben“) für die Einhaltung der Ver-
fahrensschritte während der Haushaltsaufstellung und des Entlastungsverfahrens sowie 

 Abschluss von Vereinbarungen über die notwendigen und gesetzlich vorgeschriebenen Ver-
fahrensschritte. Derzeit haben drei Hochschulen eine Vereinbarung mit dem AStA geschlos-
sen, eine weitere Hochschule bereitet aktuell eine Vereinbarung vor. 

 
Vier Hochschulen haben mitgeteilt, dass sie anderweitige Absprachen getroffen haben (z.B. Ge-
sprächsprotokolle). In diesem Zusammenhang wurden insbesondere folgende Themen abge-
stimmt: 
 
 Vorlagefristen für Haushaltspläne und Jahresabschlüsse, 
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 Prüfung der Satzungen und Verordnungen auf Aktualisierungsbedarf und Fristen für deren 
Vorlage, 

 Einhaltung der gesetzlichen Veröffentlichungspflichten sowie 

 Gegenseitige Unterstützung. 

 
Das HMWK wird die Hochschulen im Rahmen des Berichtswesens soweit erforderlich kontinu-
ierlich in ihrem Bestreben unterstützen, ggf. noch vorhandene Defizite aufzuarbeiten und die 
Ausübung der Rechtsaufsicht zu optimieren. 
 
Die Empfehlung des HRH zur Einbindung externen Sachverstandes für die Buchführung und 
Erstellung des Rechnungsergebnisses soll für die nächste Generation der Zielvereinbarungen 
HMWK und Hochschulen sowie im Rahmen der Evaluierung des HHG aufgegriffen werden, da 
eine verpflichtende Vorgabe aktuell nicht durch das HHG gedeckt ist. Die Auswertung der Be-
richte der Hochschulen hat gezeigt, dass bereits 8 Hochschulen externen Sachverstand auf frei-
williger Basis einbeziehen. 
 
Querschnittsprüfung Studierendenschaften – Jahresabschlüsse und Vermögensbestand 

Der HRH hat gemeinsam mit dem Prüfungsamt des Hessischen Rechnungshofs von Oktober bis 
November 2018 örtliche Erhebungen bei allen Studierendenschaften für die Querschnittsprüfung 
Studierendenschaften – Jahresabschlüsse und Vermögensbestand durchgeführt. 
 
In seiner Abschließenden Prüfungsmitteilung vom 18.02.2020 stellte der HRH u.a. allgemein 
fest, dass die gesetzlichen Aufgaben von den einzelnen Studierendenschaften durch eine Vielzahl 
von Maßnahmen wahrgenommen werden. Rücklagen, die den empfohlenen Wert (maximal 30 % 
des frei verfügbaren jährlichen Verwaltungsetats) überschreiten, sollten zügig durch Beitragssen-
kungen abgebaut werden. 
 
Hinsichtlich der Buchführung und Rechnungsergebnisse stellte der HRH fest, dass die Aussage-
kraft der während der Prüfung vorgelegten Unterlagen eingeschränkt sei. Kassenbücher seien 
lückenhaft gewesen oder es seien Buchungen ohne Belege durchgeführt worden. Einige Rech-
nungsergebnisse der letzten Jahre konnten nicht vorgelegt werden. 
 
Der HRH empfiehlt daher u.a. die Einbindung von eigenem oder externem Fachpersonal für die 
Buchführung und die Erstellung der Rechnungsergebnisse verpflichtend festzulegen. 
 
Das HMWK hat dahingehend Stellung genommen, dass die vorgeschlagene maximale Höhe für 
Rücklagen in der anstehenden HHG-Evaluierung/-Novelle berücksichtigt werde. Die Empfehlung 
des Rechnungshofes zur Einbindung externen Sachverstandes für die Buchführung und Erstellung 
des Rechnungsergebnisses soll bei den Verhandlungen für die Zielvereinbarungen zwischen dem 
HMWK und den Hochschulen sowie im Rahmen der HHG-Novellierung aufgegriffen werden, da 
eine verpflichtende Vorgabe aktuell nicht durch das HHG gedeckt ist. 
 
 
Frage 10. Wie wird die die Landesregierung sicherstellen, dass hessische Hochschulen und Universitäten, 

welche als staatliche Institutionen der politischen Neutralität verpflichtet sind, künftig eine direkte 
oder indirekte finanzielle Förderung linksextremistischer, linksradikaler oder autonomer Gruppie-
rungen durch die hessischen ASten verhindern? 

 
Hierzu wird zunächst auf die Ausführungen in der Vorbemerkung verwiesen. 
 
Unter Berücksichtigung der Eigenverantwortung und Selbstverwaltung des Studierendenparla-
ments und dass es bei der Haushaltsprüfung um die Prüfung geht, ob die Grundsätze einer ord-
nungsgemäßen Haushaltsführung eingehalten sind, kann die hessische Landesregierung nicht aus-
schließen, dass (im Einzelfall) wie in Köln, ggf. auch Finanzierungsleistungen erfolgen, die z.B. 
einem Antifa-Arbeitskreis zu Gute kommen. Eine inhaltliche Prüfung mit Blick auf verfassungs-
feindliche, staatsschutzrelevante Begünstigte erfolgt grundsätzlich nicht durch das HMWK. 
 
 
Wiesbaden, 2. November 2020 

Angela Dorn 
 
 
 
 
Anlage(n): 

Die komplette Drucksache inklusive der Anlage(n) 
kann im Landtagsinformationssystem unter: 

 http://starweb.hessen.de abgerufen werden. 
































































































